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Der Bundesminister der Justiz 
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Bonn, den 16. März 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Eingriffe der amerikanischen Besatzungsbe- 
hörden in das strafrechtliche Ermittlungsver- 
fahren gegen den tschechoslowakischen Staats- 
angehörigen Frantisek Kroupa wegen 
Mordes u. a. 

liier: Auslieferung aus Norwegen nach 
Deutschland 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages in 
seiner 164. Sitzung am 26. September 1951 
- Nr. 2580 (neu) der Drucksachen - und Frage 
Nr. 15 der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 25. Februar 1953 - Nr. 4089 
der Drucksachen - 


Im Anschluß an mein Schreiben vom 5. November 1952 - 9351 EE 
- 29594 - (Nr. 3849 der Drucksachen) teile ich mit, daß die Nor- 
wegische Regierung die Auslieferung des tschechoslowakischen Staats- 
angehörigen Frantisek Kroupa aus Norwegen endgültig abgclehnt 
hat. 

Am 24. November 1952 war dem Bundesjustizministerium mit- 
geteilt worden, daß sich Kroupa aus Frankreich nach Norwegen 
begeben hat. Nachdem sich diese Nachricht bestätigt hatte, hat das 
Auswärtige Amt am 2. Dezember 1952 die Deutsche Gesandtschaft 
in Oslo telegrafisch angewiesen, bei der Norwegischen Regierung 
die Anordnung der vorläufigen Auslieferungshaft gegen Kroupa zu 
erwirken. Anschließend hat die Bundesregierung die Norwegische 
Regierung unter Übersendung der Auslieferungsunterlagen um Aus- 
lieferung Kroupas ersucht. Zwischen Weihnachten und Neujahr 1952 
ist Kroupa auf Veranlassung des norwegischen Justizministeriums 
von der norwegischen Polizei festgenommen und dem Untersuchungs- 
gericht in Drammen zu geführt worden. Am 31. Dezember 1952 
und 2. Januar 1953 hat dieses Gericht Kroupa vernommen. Kroupa 
hat sich mit der Auslieferung nicht einverstanden erklärt und 
bestritten, sich der ihm zur Last gelegten Verbrechen schuldig 
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gemacht zu haben. Das norwegische Gericht hat die vorläufige Aus- 
lieferungshaft angeordnet, eine Frist von zwei Wochen für die 
Beibringung von Beweismitteln festgesetzt und diese Frist am 
16. Januar 1953 bis zum 6. Februar 1953 verlängert. 

Dem Verlangen der Norwegischen Regierung auf Beibringung von 
Schuldbeweisen bis zum 3. Februar 1953 konnte von deutscher 
Seite nicht widersprochen werden. Denn im Gegensatz zum deut- 
schen Auslieferungsrecht sind nach § 9 des norwegischen Gesetzes 
über Auslieferung von Verbrechern vom 13. Juni 1908 (Norsk 
Lovtidende Nr. 24 S. 148 ff.) u. a. derartige Beweise für die Schuld 
des Verfolgten beizubringen, daß sich das Vorliegen triftigen Grundes 
zum Verdacht gegen ihn ergibt, sofern nicht anderes durch Über- 
einkommen mit dem ersuchenden Staat bestimmt ist. Der Aus- 
lieferungsvertrag zwischen dem Deutschen Reich und den König- 
reichen Schweden und Norwegen vom 19. Januar 1878 (Reichs- 
gesetzbl. 1878 S. 190 ff.) und der Zusatzvertrag zwischen dem 
Deutschen Reich und Norwegen vom 7. Marz 1907 (Reichsgesetzbl. 
1907 S 239 ff.) sind aber noch nicht wieder in Kraft gesetzt worden. 

Den deutschen Behörden standen im Januar 1953 nur Beweis- 
unterlagen zur Verfügung, die im wesentlichen aus Schreiben von 
Belastungszeugen bestanden. Denn die deutschen Justiz- und 
Polizeibehörden waren bis zum Jahre 1952 auf Anordnung der 
zuständigen Besatzungsmacht nicht befugt, Ermittlungen gegen Kroupa 
HvrJizuführen. Auch vor Gerichten der Besatzungsbehörden war 
ein Verfahren gegen ihn nicht anhängig gemacht worden. Erst nach 
seiner Flucht nach Frankreich hat das Amt des Amerikanischen 
Landeskommissars für Bayern den deutschen Behörden auf deren 
Vorstellungen durch Schreiben vom 21. März 1952 mitgeteilt, es 
würden keine Einwendungen dagegen erhoben, daß die deutschen 
Behörden ein Verfahren einleiten, welches in Übereinstimmung mit 
dem anwendbaren deutschen Recht und anderen Bestimmungen er- 
forderlich ist, um die Auslieferung Kroupas in das Bundesgebiet 
herbeizu führen. Bei einer am 22. April 1952 auf dem Petersberg 
durch geführten Besprechung zwischen amerikanischen und deutschen 
Sachverständigen ist festgestellt worden, die Amerikanische Hohe 
Kommission erhebe keine Einwendungen dagegen, daß Kroupa nach 
durchgeführter Auslieferung einem Verfahren vor einem zuständigen 
deutschen Gericht unterworfen wird. Da nach der deutsch-franzÖ- 
sichen Auslieferungspraxis das Bestehen eines Schuld Verdachts im 
Auslieferungsverfahren nicht nachgeprüft wird, haben die deutschen 
Behörden entsprechend dem Schreiben des Amerikanischen Landes- 
kommissars für Bayern vom 23. März 1952 zunächst von weiteren 
Ermittlungen Abstand nehmen müssen und sich darauf beschränkt, 
einen Haftbefehl gegen Kroupa zu erwirken. Aus diesem Grunde 
konnten der Norwegisdien Regierung zunächst im wesentlichen 
nur Schreiben von Belastungszeugen übermittelt werden. Im Hin- 
blick auf das Ersuchen der Norwegischen Regierung um Übersendung 
von Beweisunterlagen hat der Oberstaatsanwalt in München I jedoch 



sofort die in Betracht kommenden Amtsgerichte um eidliche Ver- 
nehmung der Hauptbelastungszeugen ersucht. Da die gerichtlichen 
Vernehmungsprotokolle nicht rechtzeitig cingingen, ist die Norwe- 
gische Regierung am 2. Februar 1953 bei Überreichung der bis- 
herigen Beweisunterlagen um Fristverlängerung zur Ergänzung des 
Bcweismaterials gebeten worden. 

Am 7. Februar 1953 hat das Untersuchungsgericht in Drammen 
nach zweitägiger Verhandlung entschieden, daß dem deutschen 
Auslief erungsan trage nicht Folge geleistet und Kroupa auf freien 
Fuß gesetzt wird. Unter Ablehnung des deutschen Ersuchens um 
Fristverlängerung hat das Gericht, dem u. a. auch ein Schreiben der 
Amerikanischen Botschaft vom 3. Februar 1953 und ein Referat 
über eine Verhandlung vor den amerikanischen Behörden in Weilhcim 
vom 2. August 1949 vorlag, die deutschen Beweisunterlagen als 
nicht ausreichend angesehen und zum Ausdruck gebracht, es sei 
nicht zu erwarten, daß das Beweismaterial in geeigneter Form 
ergänzt werden kann. 

Durch Verbalnote der Deutschen Gesandtschaft in Oslo vom 
18. Februar 1953 ist das deutsche Auslieferungsersuchen wiederholt 
worden. Der Norwegischen Regierung sind dabei elf gerichtliche 
Protokolle mit eidlichen Aussagen von Belastungszeugen übersandt 
worden. Durch Note vom 28 Februar 1953 hat das Kgl. Norw. 
Außenministerium mitgeteilt, daß die deutsche Note vom 18. Februar 
1953 nebst dem weiteren Beweismaterial den zuständigen norwegischen 
Justizbehörden vorgelegt worden sei. Diese seien der Auffassung, 
daß das neue Material im großen und ganzen nur die außergericht- 
lichen Erklärungen bestätige, die dem Untersuchungsgericht in 
Drammen bei Behandlung der Sache Vorgelegen hätten. Im Hinblich 
auf das, was im Urteil ausgesprochen sei, werde es daher nicht irgend- 
eine Änderung der Gerichtsentscheidung mit sich bringen können. 
Die Justizbehörden hielten es daher für zwecklos, auf Grund des 
neuen Materials eine neue Auslieferungsforderung an das Gericht 
zu stellen. 

Je eine Abschrift der elf deutschen gerichtlichen Vernehmungs- 
protokolle habe ich in der Anlage beigefügt.* 


Dr. Dehler 


*) nicht abgedruckt 



